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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung des Ab 
kommens vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschulden 

— Drucksache 925 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) wird wie folgt 
ergänzt: 

1. § 75 Abs. 2 erhält folgende Sätze 4 und 5: 

„Ist in dem Regelungsangebot vorgesehen, 
daß für die Gläubiger, die es annehmen, 
die Rechte an den Sicherheiten einer an- 
deren Person als dem bisherigen Treu- 
händer oder sonst nach den Anleihe- 
bedingungen Berechtigten zustehen, so 
gehen diese Rechte mit der Annahme des 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes zur Ausführung 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 
über deutsche Auslandsschulden 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Ausführung des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) wird wie folgt 
ergänzt: 

1. unverändert bis auf: 
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Entwurf 


Regelungsangebotes auf die in diesem 
bezelchnete andere Person insoweit über, 
wie es im Regelungsangebot vorgesehen 
ist; der zur Berichtigung des Grundbuchs 
erforderliche Nachweis der Tatsachen, aus 
denen sich die Rechtsänderung ergibt, 
kann durch eine Bescheinigung der Stelle 
geführt werden, bei der gemäß dem Re- 
gelungsangebot die alten Schuldverschrei- 
bungen oder Zinsscheine zum Umtausch 
einzureichen sind. Dies gilt entsprechend, 
wenn in dem Regelungsangebot vorge- 
sehen ist, daß bei einer Hypothek der in 
§ 1187 des Bürgerlichen Gesetzbuchs be- 
zeichneten A.rt für die Gläubiger, die das 
Regelungsangebot annehmen, an die 
Stelle des bisherigen Vertreters mit den 
in § 1189 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bezelchneten Befugnissen ein anderer 
Vertreter tritt.“ 

2. Nach § 76 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

76 a 

Durch eine gerichtliche Entscheidung 
nach § 76 Abs. 1 und 2 können auch 
Willenserklärungen eines Treuhänders 
oder eines sonst nach den Anleihebedin- 
gungen Berechtigten ersetzt werden, die 
dazu dienen, die Rechtslage hinsichtlich 
der Sidierheiten für die Forderungen der 
Gläubiger, die das Regelungsangebot an- 
nehmen, und der Sidierheiten für die 
Forderungen der Gläubiger, die das Re- 
gelungsangebot nicht annehmen, mit den 
Bestimmungen des § 75 Abs. 2 in Ein- 
klang zu bringen.“ 

3. In § 80 Abs. 2 Satz 1 treten an Stelle der 
Worte „im Falle des § 76 Abs. 1“ die 
Worte „in den Fällen des § 76 Abs. 1 
und des § 76 a“. 
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.... insoweit über 
als es im Regelungsangebot 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. Nach § 108 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

„k) Kostenrechtliche 
Bestimmung 

§ 108a 

(1) Für die Eintragung der Begründung, 
Veränderung oder Aufhebung von Hypo- 
theken, Grundschulden oder RentensAul- 


3 



Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


den in das Grundbuch sowie für gericht- 
liche oder notarielle Beurkundungen, die 
diesen Geschäften dienen, wird nur die 
Hälfte der in der Kostenordnung bestimm- 
ten Gebühren erhoben, wenn diese Ge- 
schäfte durch die Regelung auf Grund des 
Abkommens veranlaßt werden oder mit 
dieser Regelung Zusammenhängen, § 26 
Abs. 3 der Kostenordnung bleibt unberührt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 ist der 
HöAstbetrag der vollen Gebühr 5000 Deut- 
sche Mark. Dies gilt aurfi, wenn der Um- 
stellungsbetrag in das Grundbuch einge- 
tragen wird oder hierzu erforderliche Er- 
klärungen beurkundet werden.“ 


Artikeln Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §13 unverändert 

Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4, Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


Artikel III 


Artikel III 


Das Gesetz tritt mit Wirkung von dem in unverändert 

§ 117 des Gesetzes zur Ausführung des Ab- 
kommens vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden bezeichneten Tage 
In Kraft. 
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